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Änderungsantrag zu WB-EZ-01

Nach Zeile 105 einfügen:
[Zeilenumbruch]

Die Diskussion um die Handelsabkommen CETA und TTIP hat deutlich gemacht: Wir
brauchen eine klare Abgrenzung der Kompetenzen. Wo Städte und Kommunen direkt
von Handelsabkommen betroffen sind, müssen die kommunalen Spitzenverbände
(Städte- und Gemeindetag, sowie Landkreistag) in die Verhandlungen eingebunden
werden. Dies entspricht unserem Verständnis von Demokratie. Die Einbeziehung in
die Verträge muss so frühzeitig erfolgen, dass die Gestaltungsfähigkeit gegeben ist.

Begründung

Das Prinzip der Subsidiarität muss auch für den Bereich des Außenhandels gelten:
Entscheidungen müssen auf einer möglichst nahen Ebene zu den davon betroffenen
gefällt werden.
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